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Befördert ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer mit einer an zwei Ketten an einem Kran 
aufgehängten Gitterbox mit dem Kran auf eine Höhe von mehr als 4 Metern, ist eine ob-
jektiv und subjektiv grobe Fahrlässigkeit des Arbeitgebers i.S.d § 110 Abs. 1 SGB VII we-
gen Verstoßes gegen § 36 UVV Krane gegeben, wenn der Arbeitnehmer in die Tiefe 
stürzt. 
Erbringen Unfall- und Rentenversicherungsträger aufgrund des Unfalls Leistungen, sind 
sie im Hinblick auf den Anspruch nach § 110 Abs. 1 SGB VII analog § 117 Abs. 1 SGB X 
wie Gesamtgläubiger zu behandeln. Bei einer Mehrheit von Gläubigern lässt der Verjäh-
rungseintritt in der Person eines Gläubigers die Ansprüche der anderen Gläubiger unbe-
rührt. 
 
§ 110 SGB VII, § 117 SGB X, § 62 Abs. 1 ZPO, §§ 428, 254 Abs. 1 BGB 
 
Urteil des LG Ingolstadt vom 09.12.2019 – 53 O 1800/17 – 
 

Der klagende Unfallversicherungsträger macht Regressansprüche nach § 110 SGB VII ge-
gen den Beklagten, den Arbeitgeber des verunfallten Versicherten G., geltend. 
G. war zum Unfallzeitpunkt als ungelernter Gerüstbauer im Gerüstbauunternehmen des Be-
klagten tätig. Am Unfalltag baute G. zusammen mit einem Zeugen ein Gerüst ab. Erst nach 
dem Abbau fiel den beiden Männern auf, dass sie vergessen hatten, eine Straßenlaterne in 
4,2 m Höhe wieder aufzuhängen. Um dies nachzuholen, stieg G. in einen Gitterkorb, der dem 
Transport von Gerüstteilen diente und an zwei gegenüberliegenden Ecken mit Ketten an einen 
Kran angeschlagen war. Der Beklagte hob den G. im Gitterkorb mit einer ca. 50 kg schweren 
Straßenlaterne mit dem Kran nach oben. Der G. war weder durch einen Helm noch anderweitig 
in der Gitterbox gesichert. Bei dem Versuch, die Laterne anzubringen, stürzte G. vornüber aus 
der Gitterbox, schlug auf den Boden auf und verletzte sich schwer. Die Verletzungen sind 
nicht ausgeheilt und bedürfen lebenslanger Heilbehandlungen. Der Rentenversicherungs-
träger (RVT) des Versicherten erbringt ebenfalls in Folge des Unfall Leistungen an diesen, 
hat aber seine Regressansprüche verjähren lassen. 
Zwischenzeitlich wurde über das Vermögen des Beklagten ein Insolvenzverfahren eröffnet. 
Nach zuvor ergangenem Versäumnisurteil gegen den Beklagten beantragt die Klägerin 
nunmehr sinngemäß, den Beklagten zu verurteilen, die Zwangsvollstreckung in den Freistel-
lungsanspruch des Beklagten gegenüber seiner Haftpflichtversicherung zu dulden, so-
wohl in Bezug auf den Zahlungsantrag in Höhe von 116.592,30 € als auch auf die Feststellung 
der zukünftigen Zahlungsverpflichtung des Beklagten für die Unfallfolgen. 
Nach Ansicht des LG Ingolstadt ist die Klage zulässig. Die Klägerin und der RVT seien keine 
notwendigen Streitgenossen nach § 62 Abs.1 ZPO. Zwar seien sie analog § 117 Abs. 1 
SGB X wie Gesamtgläubiger zu behandeln. Dies führe dazu, dass die Klägerin bis zur Höhe 
der von ihr erbrachten Sozialleistung die gesamte Ersatzleistung einfordern könne und et-
waige von dem Beklagten erbrachten Zahlungen an die Klägerin dem Rentenversicherungs-
träger mit befreiender Wirkung nach § 428 BGB entgegengehalten werden könnten. Auch sei 
die Klägerin nicht darauf beschränkt, nur den Anspruch geltend zu machen, der Ihr im 
Innenverhältnis zum Rentenversicherungsträger zustehe. Denn die beiden Sozialversiche-
rungsträger seien nur im Innenverhältnis zueinander zum Ausgleich analog § 117 S. 2 SGB X 
verpflichtet, im Außenverhältnis zum Schädiger gelte dies nicht. Auch wenn die Ansprüche des 
RVT verjährt seien, habe dieser Umstand „keine irgendwie geartete Gesamtwirkung“. Bei 
einer Mehrheit von Gläubigern lasse der Verjährungseintritt in der Person eines Gläubigers die 
Ansprüche der anderen Gläubiger unberührt (wird ausgeführt, siehe S. 6 des Urteils).  
Die Klage sei auch begründet. Der Beklagte habe objektiv und subjektiv grob fahrlässig 
i.S.d. § 110 Abs. 1 SGB VII gehandelt. Grobe Fahrlässigkeit setze objektiv die Verletzung der 
Sorgfaltspflichten in ungewöhnlich hohem Maß voraus und es müsse subjektiv eine schlechthin 
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unentschuldbare Pflichtverletzung vorliegen, die das Maß des § 276 BGB erheblich über-
schreite. Vorliegend habe der Beklagte gegen § 36 der UVV Krane verstoßen, der es verbiete, 
Personen mit der Last oder der Lastaufnahmeeinrichtung zu befördern. Der Beklagte habe auch 
zugegeben, dass ihm dieser Verstoß bewusst gewesen sei. § 36 UVV Krane diene dem 
Schutz der Arbeiter vor tödlichen Gefahren. Ein solcher Verstoß sei schlicht unentschuldbar 
und grob fahrlässig i.S.d. § 110 Abs. 1 SGB VII. Auch in Anbetracht der Absturzhöhe und des 
Gewichts der Laterne liege eine krasse und unentschuldbare Pflichtverletzung vor.  
Hinsichtlich der Höhe des Erstattungsanspruchs sei festzustellen, dass den G. ein Mitver-
schulden gemäß § 254 Abs. 1 BGB treffe. Da § 110 Abs. 1 SGB VII ein originärer Anspruch 
des Unfallversicherungsträgers sei, mindere § 254 BGB nicht den Erstattungsanspruch selbst, 
aber die Höhe des fiktiven zivilrechtlichen Schadens, auf die der Erstattungsanspruch der Klä-
gerin begrenzt sei. Ein Mitverschulden des G. sei deshalb anzunehmen, weil die Idee, die La-
terne mit dem Kran und der Gitterbox aufzuhängen, von ihm stammte. Das Mitverschulden des 
G. schätze das Gericht auf 35% im Hinblick darauf, dass er letztendlich auf Weisung des Be-
klagten tätig wurde und letzterer die Hauptverantwortung für die Sicherheit seines Arbeitneh-
mers habe. (A.L.) 

 
Das Landgericht Ingolstadt hat mit Urteil vom 09.12.2019 – 53 O 1800/17 – wie folgt entschie-
den: 
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